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167. Bundesgesetz: Einkommensteuernovelle 1962.
1 6 8 . Bundesgesetz: Neuerliche Abänderung des Umsatzsteuergesetzes 1959.
169. Bundesgesetz: Glücksspielgesetz.
1 7 0 . Bundesgesetz: Veräußerung der Geschäftsanteile der Firma „Neue Heimat", Gemeinnützige

Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft in Salzburg, Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung, Salzburg, Siebenstädterstraße 23.

1 7 1 . Bundesgesetz: Novelle 1962 zum Familienlastenausgleichsgesetz.
1 7 2 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Umsatzes und

Gewinnes aus Land- und Forstwirtschaft.

167. Bundesgesetz vom 27. Juni 1962,
mit dem das Einkommensteuergesetz 1953
abgeändert wird (Einkommensteuernovelle

1962).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Einkommensteuergesetz 1953, BGBl.
Nr. 1/1954, in der geltenden Fassung wird in
nachstehender Weise geändert:

1. § 3 Abs. 1 Z. 12 hat zu lauten:

„12. Zuwendungen an Arbeitnehmer, die frei-
willig oder auf Grund lohngestaltender Vor-
schriften neben dem laufenden Arbeitslohn von
demselben Arbeitgeber gewährt werden, soweit
sie innerhalb eines Kalenderjahres insgesamt
2600 S nicht übersteigen. Dieser Freibetrag ge-
bührt auch dann nur einmal, wenn der Arbeit-
nehmer von mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn
erhält;".

2. Im § 3 Abs. 1 Z. 18 tritt an die Stelle des
Betrages von 46.800 S der Betrag von 52.000 S.

3. Im § 3 haben die Abs. 2 und 3 zu lauten:

„(2) Die im Abs. 1 Z. 16 bis 19 angeführten
Bezüge sind nur steuerfrei, soweit sie
1. auf Grund gesetzlicher Vorschriften oder auf-

sichtsbehördlich genehmigter Dienst(Besol-
dungs)ordnungen der Körperschaften des
öffentlichen Rechtes gewährt werden oder

2. auf Grund von Kollektivverträgen oder Be-
triebsvereinbarungen, die auf Grund besonderer
kollektivvertraglicher Ermächtigung abge-
schlossen worden sind, bereits vor dem 1. Jän-
ner 1954 als steuerfrei zu behandeln waren
oder

3. auf Grund von kollektivvertraglichen Rege-
lungen im Rahmen der diesbezüglich in der
Zeit nach dem 31. Dezember 1953 und vor
dem 1. Juli 1962 ergangenen Entscheidungen
des Bundesministeriums für Finanzen als
steuerfrei zu behandeln waren. Kollektiv-
vertraglichen Regelungen sind Betriebsverein-
barungen gleichzuhalten,
a) die auf Grund besonderer kollektivvertrag-

licher Ermächtigung abgeschlossen werden
dürfen,

b) die wegen Fehlens eines kollektivvertrags-
fähigen Vertragsteiles (§ 3 Kollektiv-
vertragsgesetz, BGBl. Nr. 76/1947, in der
geltenden Fassung) auf der Arbeitgeber-
seite zwischen einem einzelnen Arbeitgeber
und dem kollektivvertragsfähigen Vertrags-
teil auf der Arbeitnehmerseite abgeschlossen
werden.

(3) Wird ein Betrieb (Betriebszweig) nach dem
30. Juni 1962 neu aufgenommen und wird auf
Grund einer vor dem 1. Juli 1962 erteilten be-
sonderen kollektivvertraglichen Ermächtigung
eine Betriebsvereinbarung über Bezüge im Sinne
des Abs. 1 Z. 16 bis 19 abgeschlossen, so ent-
scheidet, wenn ein gemeinsamer Antrag der Kol-
lektivvertragspartner vorliegt, über die Steuer-
freiheit der Bezüge das Bundesministerium für
Finanzen unter Berücksichtigung seiner bis
30. Juni 1962 in der jeweiligen Brandie ergan-
genen Entscheidungen nach Anhörung eines
Beirates. Dieser Beirat wird vom Bundesministe-
rium für Finanzen von Fall zu Fall aus Vertretern
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände
paritätisch einberufen. Die vorstehenden Anord-
nungen betreffend Betriebsvereinbarungen im
Sinne des Abs. 2 Z. 3 lit. a sind im Falle von
Neugründungen nach dem 30. Juni 1962 auch
auf Betriebsvereinbarungen im Sinne des Abs. 2
Z. 3 lit. b sinngemäß anzuwenden."
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3 a. Im § 18 Abs. 4 ist nach dem ersten Satz
einzufügen:

„Die Steuerpflicht tritt nur ein, wenn der Ver-
äußerungsgewinn den Betrag von 40.000 S und
bei der Veräußerung eines Anteiles am Betriebs-
vermögen den entsprechenden Teil von 40.000 S
übersteigt."

4. Im § 19 Abs. 2 Z. 2 treten an die Stelle der
ersten drei Sätze nachstehende Bestimmungen:

„2. Beträge, die den im privaten Dienst ange-
stellten Personen als Fahrtkostenvergütung,
Tages- und Nächtigungsgelder gezahlt werden,
soweit sie die tatsächlichen Aufwendungen (nach
Abzug der durch die Abwesenheit des Arbeit-
nehmers gemachten Haushaltsersparnisse) nicht
übersteigen. Diese Voraussetzung ist erfüllt,
soweit die vollen Sätze der Bundesbediensteten

mit gleich hohen Bezügen (vergleichbare Bundes-
bedienstete) nicht überschritten werden oder
soweit die in lohngestaltenden Vorschriften
festgelegten höheren Sätze auf Grund einer
Entscheidung des Bundesministeriums für Finan-
zen nach Anhörung des Beirates gemäß § 3 Abs. 3
nicht zu den Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit gehören. Bei der Entscheidung ist auf
die durchschnittlichen tatsächlichen Aufwendun-
gen Bedacht zu nehmen. Übersteigen die gezahl-
ten Reisekostenentschädigungen das nach dem
zweiten Satz zulässige Ausmaß, so sind die tat-
sächlichen Reiseaufwendungen dem Finanzamt
glaubhaft zu machen."

5. Im § 28 Abs. 1 Z. 3 treten an die Stelle
der Beträge von 9500 S und 3600 S die Beträge
von 11.000 S und 5000 S.

6. § 32 Abs. 7 hat zu lauten:
„(7) Die Einkommensteuer der Steuergruppe II beträgt jährlich für je 100 S des Einkommens

(Abs. 6),

7. § 32 Abs. 8 hat zu lauten:
„(8) Die Einkommensteuer der Steuergruppe I beträgt jährlich für je 100 S des Einkommens

(Abs. 6),

Für Mehrbeträge über 49.200 S sind die um 7 S je 100 S der Mehrbeträge vermehrten Steuersätze
der Steuergruppe II (Abs. 7) anzuwenden. Die Einkommensteuer der Steuergruppe I darf 52 v. H.
des Einkommens (Abs. 6) nicht übersteigen."
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8. § 32 Abs, 10 hat zu lauten:

9. Nach § 32 a wird als § 32 b eingefügt:
„§ 32 b. Bei der Veranlagung zur Einkommen-

steuer ist das Einkommen vor Anwendung des
Einkommensteuertarifes (§ 32 Abs. 7 bis 12) um
einen Pauschbetrag von 1200 S zu kürzen."

9 a. § 33 hat zu lauten:
„§ 33. (1) Auf Antrag werden außergewöhn-

liche Belastungen, die dem Steuerpflichtigen
zwangsläufig (Abs. 3) erwachsen, insoweit vor
Berechnung der Steuer vom Einkommen abge-
zogen, als sie die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit wesentlich beeinträchtigen (Abs. 4).
Aufwendungen, die zu den Betriebsausgaben,
Werbungskosten oder Sonderausgaben gehören,
bleiben außer Betracht.

(2) Eine außergewöhnliche Belastung, die zu
einer Ermäßigung der Einkommensteuer führt,
liegt vor, wenn einem Steuerpflichtigen zwangs-
läufig (Abs. 3) größere Aufwendungen als der
Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Ein-

kommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhält-
nisse und gleichen Familienstandes erwachsen.

(3) Die Belastung erwächst dem Steuerpflich-
tigen zwangsläufig, wenn er sich ihr aus tatsäch-
lichen, rechtlichen oder sittlichen Gründen nicht
entziehen kann. Unterhaltsleistungen an geschie-
dene Ehegatten gelten stets dann als zwangsläufig
erwachsen, wenn der den Unterhalt leistende
Ehegatte wieder verheiratet ist.

(4) Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird
durch außergewöhnliche Belastungen nur insoweit
wesentlich beeinträchtigt, als
1. die Aufwendungen die zumutbare Mehr-

belastung (Abs. 5) übersteigen und
2. bei nicht laufend wiederkehrenden Aufwen-

dungen — ausgenommen Krankheitskosten
und Aufwendungen als Folge unabwendbarer
und unvorhersehbarer Ereignisse — die Dek-
kung des übersteigenden Betrages (Über-
belastungsbetrages) aus vorhandenem Ver-
mögen gemäß Abs. 7 nicht zumutbar ist.

(5) Die zumutbare Mehrbelastung beträgt in Prozenten des nach Abs. 6 errechneten Einkommens

(6) Der Feststellung der zumutbaren Mehr-
belastung ist das nach § 2 Abs. 2 ermittelte Ein-
kommen des Steuerpflichtigen und der mit ihm
nach den §§ 26 und 27 zusammen zu veranlagen-
den Personen, vermehrt um die steuerfreien
Einkünfte und um die bei dieser Ermittlung
abgezogenen Beträge nach § 4 Abs. 4 Z. 4, § 93
Abs. 4, § 93 a und § 100 zugrunde zu legen.

(7) Die Deckung des Überbelastungsbetrages aus
dem Vermögen ist nur insoweit zumutbar, als das
Gesamtvermögen die Freibeträge gemäß § 5 des
Vermögensteuergesetzes in der jeweils geltenden
Fassung übersteigt; sie ist nicht zumutbar, soweit
sie zu einer Gefährdung der wirtschaftlichen Exi-
stenz des Steuerpflichtigen und der mit ihm nach
den §§ 26 und 27 zusammen zu veranlagenden Per-
sonen führen würde." *)

*) Berichtigt gemäß Kundmachung BGBl. Nr. 267/
1963
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10. Im § 43 und im § 63 Abs. 1 treten an
die Stelle der Worte „zweihundertacht", „acht-
undvierzig" und „acht" die Worte „dreihundert-
zwölf", „zweiundsiebzig" und „zwölf".

11. Im § 51 wird als Abs. 5 angefügt:

„(5) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn sind
vor Anwendung des Lohnsteuertarifes (§ 61) die
folgenden Pauschbeträge abzusetzen:

bei täglicher Lohnzahlung 4 S,
bei wöchentlicher Lohnzahlung 24 S,
bei monatlicher Lohnzahlung 104 S."

12. Im § 57 hat Abs. 5 zu entfallen.

13. Im § 61 Abs. 4 treten an die Stelle der
Worte „(§§ 51 bis 53)" die Worte „(§51 Abs. 3
und 4, §§ 52 und 53)".

14. Im § 63 Abs. 3 haben der vorletzte und
der letzte Satz zu entfallen.

15. Im § 65 Abs. 1 hat der zweite Satz zu
entfallen.

16. Im § 66 Abs. 2 hat die Z. 2 zu lauten:

„2. wenn die Voraussetzungen der Z. 1 nicht
vorliegen, bei Zahlung von laufendem Arbeits-
lohn mit 8 v. H. des vollen Betrages der steuer-
pflichtigen Bezüge, soweit

der Taglohn 100 S,
der Wochenlohn 600 S,
der Monatslohn 2600 S

nicht übersteigt, für die übersteigenden Beträge
des laufenden Arbeitslohnes sowie für sonstige
Bezüge mit 17 v. H. des vollen Betrages der
steuerpflichtigen Bezüge. Für ausschließlich
körperlich tätige Arbeitnehmer, die in der Land-
und Forstwirtschaft tätig sind, beträgt der
Steuersatz 8 v. H."

17. Im § 67 haben die Abs. 1 und 2 zu lauten:

„(1) Erhält der Arbeitnehmer neben dem
laufenden Arbeitslohn von demselben Arbeit-
geber sonstige, insbesondere einmalige Bezüge
(z. B. Tantiemen, Belohnungen), so beträgt die
Lohnsteuer vorbehaltlich des Abs. 2

(2) Die Steuersätze der Spalte A des Abs. 1
sind innerhalb eines Kalenderjahres auf höchstens

vier sonstige Bezüge anzuwenden; auf weitere
sonstige Bezüge sind zur Gänze die Steuersätze
der Spalte B anzuwenden."

18. Dem § 67 wird als Abs. 10 angefügt:

„(10) Bei der Veranlagung von Arbeitnehmern,
die im Inland bei Arbeitgebern beschäftigt sind,
welche nach den allgemein anerkannten Regeln
des Völkerrechtes oder auf Grund von Staats-
verträgen nicht zur Vornahme des Steuerabzuges
vom Arbeitslohn verhalten werden können, sind
die Abs. 1 bis 3 auf sonstige, neben dem laufen-
den Arbeitslohn von demselben Arbeitgeber
gezahlte Bezüge anzuwenden."

19. Im § 72 Abs. 2 hat Z. 2 zu lauten:

„2. wenn ein Jahresausgleich von Amts wegen
(§ 76 Abs. 3) durchgeführt wird oder wenn der
Arbeitgeber einen Jahresausgleich auf Antrag
(§ 76 Abs. 2 lit. a) durchgeführt hat, obwohl der
Arbeitnehmer noch von einem anderen Arbeit-
geber Arbeitslohn erhalten, dies aber nicht
bekanntgegeben hat,".

20. Dem § 72 Abs. 2 wird als Z. 4 angefügt:

„4. wenn Freibeträge wegen Sonderausgaben
oder außergewöhnlicher Belastung auf der Lohn-
steuerkarte für künftige Lohnzahlungszeiträume
eingetragen worden sind und sich nachträglich
ergibt, daß die bezüglichen Aufwendungen nicht
in der berücksichtigten Höhe getätigt worden
sind."

21. Im § 77 Abs. 2 hat die lit. a zu lauten:

„a) die Pauschbeträge gemäß § 51 Abs. 1
und 5,".

22. Im § 93 Abs. 1 lit. b tritt an die Stelle
des Betrages von 3600 S der Betrag von 5000 S.

23. Im § 93 hat Abs. 4 zu lauten:

„(4) Findet eine Veranlagung gemäß Abs. 1
bis 3 statt, so ist von den Einkünften, von denen
ein Steuerabzug nicht vorzunehmen war, ein
Betrag bis zur Höhe dieser Einkünfte, höchstens
jedoch ein Betrag von 5000 S, abzuziehen. Dieser
Freibetrag ist auf Einkünfte, die gemäß den
§§ 34 und 34 a gesondert behandelt werden,
nicht anzuwenden. Sind im Einkommen Gewinn-
anteile aus Aktien (Dividenden) oder Gewinn-
anteile und Zinsen aus Anteilen an Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften enthalten, so ist von
diesen ein Betrag bis zur Höhe dieser Ein-
künfte, höchstens jedoch ein Betrag von 3600 S,
abzuziehen."

24. Im § 93 Abs. 5 tritt an die Stelle des Be-
trages von 3600 S der Betrag von 5000 S.
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25. Im § 97 Abs. 3 treten an die Stelle der
Worte „(§ 32 Abs. 6)" die Worte „(§ 32 Abs. 7)"
und an die Stelle der Worte „§ 32 Abs. 5" die
Worte „§ 32 Abs. 6".

Artikel II.

(1) Die Bestimmung des Art . I Z. 2 ist erst-
mals auf die steuerpflichtigen Bezüge für das
Kalenderjahr 1962 anzuwenden.

(2) Die Bestimmungen des Art. I Z. 5, Z. 9 a,
Z. 18 und Z. 22 bis 24 sind erstmals bei der
Veranlagung für das Kalenderjahr 1962 anzu-
wenden.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 6 bis 8 sind
anzuwenden,

a) wenn die Einkommensteuer veranlagt oder
durch Jahresausgleich festgestellt wird,
erstmals bei der Veranlagung oder beim
Jahresausgleich für das Kalenderjahr 1963,

b) wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug vom Arbeitslohn eingehoben
wird, für die nach dem 30. Juni 1962
endenden Lohnzahlungszeiträume.

(4) Die Bestimmung des Art. I Z. 9 ist erstmals
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 1963
anzuwenden.

(4a) Die Bestimmungen des Art. I Z. 9 a sind
beim Steuerabzug vom Arbeitslohn und beim
Jahresausgleich auf Lohnzahlungszeiträume, die
nach dem 31. Dezember 1961 enden, anzuwenden.

(5) Die Bestimmungen des, Art. I Z. 10 und 11
sind, wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug vom Arbeitslohn eingehoben wird,
für die nach dem 30. Juni 1962 endenden Lohn-
zahlungszeiträume anzuwenden, ohne daß es
einer Berichtigung des bereits eingetragenen
Hinzurechnungsbetrages auf der Lohnsteuerkarte
für die Kalenderjahre 1962 bis 1964 bedarf.

(G) Die Bestimmungen des Art. I Z. 16 sind
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem
30. Juni 1962 enden, anzuwenden.

(7) Die Bestimmungen des Art. I Z. 21 sind,
wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch
Jahresausgleich festgestellt wird, erstmals bei der
Durchführung des Jahresausgleiches für das Ka-
lenderjahr 1963 anzuwenden.

(8) Bei der Veranlagung für das Kalenderjahr
1962 ist die Einkommensteuer abweichend von
Abs. 3 lit. a und Abs. 4 mit der Hälfte der
Summe der sich aus § 32 des Einkommensteuer-
gesetzes in der Fassung der Einkommensteuer-
novelle 1961, BGBl. Nr . 3/1962, und aus den
§§ 32 und 32 b des Einkommensteuergesetzes in
der Fassung dieses Bundesgesetzes ergebenden
Beträge festzusetzen.

(9) Bei der Durchführung des Jahresausgleiches
für das Kalenderjahr 1962 ist die Einkommen-
steuer (Lohnsteuer) abweichend von Abs. 3 lit. a
und Abs. 7 mit der Hälfte der Summe der sich

aus den §§ 32 und 61 des Einkommensteuer-
gesetzes in der Fassung der Einkommensteuer-
novelle 1961, BGBl. Nr . 3/1962, und aus den
§§ 32, 51 Abs. 5 und 61 des Einkommensteuer-
gesetzes in der Fassung dieses Bundesgesetzes
ergebenden Beträge festzusetzen.

(10) Vor Inkrafttreten des Art. I Z. 4 ergangene
Entscheidungen des Bundesministeriums für
Finanzen über die steuerliche Behandlung von
Reisekostenentschädigungen bleiben unberührt .

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Schärf
Pittermann Klaus

168. Bundesgesetz vom 27. Juni 1962, mit
dem das Umsatzsteuergesetz 1959 neuerlich

abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl. Nr. 300/
1958, in der Fassung des Bundesgesetzes vom
18. Dezember 1959, BGBl. Nr. 302, des Bundes-
gesetzes vom 21. Juni 1961, BGBl. Nr. 170,
und des Bundesgesetzes vom 21. März 1962,
BGBl. Nr. 92, wird wie folgt abgeändert:

1. Im § 4 Abs. 1 Z. 30 ist nach dem Wort
„werden" der Punkt durch einen Strichpunkt
zu ersetzen.

2. Im § 4 Abs. 1 ist als Z. 31 anzufügen:

„31. die Umsätze der ausländischen Nachrich-
tenagenturen oder Nachrichtenbüros aus der
Übermittlung und Überlassung ausländischer
Nachrichten aller Art zur publizistischen Ver-
wertung im Inland an inländische Nachrichten-
vermittlungsanstalten, inländische Zeitungen und
Zeitschriften sowie andere inländische publi-
zistische Organe; das gleiche gilt für die Über-
mittlung und Überlassung von Bild- und Film-
nachrichtenmaterial. Ausländische Nachrichten-
agenturen oder Nachrichtenbüros sind solche,
die ihren Sitz außerhalb des Bundesgebietes
haben."

3. Im § 7 hat Abs. 5 zu lauten:

„(5) Die Ausgleichsteuer beträgt für jeden
steuerpflichtigen Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1
Z. 3 drei vom Hundert des Erwerbspreises
oder Wertes (§ 6). Sie ermäßigt sich für Gegen-
stände der Gruppe 1 auf eins vom Hundert
und sie erhöht sich für Gegenstände der Gruppe 2
auf vier vom Hundert und der Gruppe 3 auf
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fünf vom Hundert. Die Zugehörigkeit der Ge-
genstände zu den einzelnen Gruppen wird in
der Anlage E bestimmt, die einen Bestand-
teil dieses Bundesgesetzes bildet. Die Ergänzung
der Anlage E hinsichtlich der Gegenstände
der Gruppen 2 und 3 erfolgt durch ein eigenes
Bundesgesetz."

4. Im § 16 Abs. 3 Z. 2 zweiter Satz sind die
Worte „Rohstoff oder ein Halberzeugnis im
Sinne des § 17 Abs. 8 ist.'' zu ersetzen durch
die Worte „Gegenstand der Gruppe 1 oder der
Gruppe 2 im Sinne des § 17 Abs. 8 ist;".

5. Im § 17 Abs. 4 zweiter Satz sind die Wor-
te „Rohstoff oder ein Halberzeugnis" zu erset-
zen durch die Worte „Gegenstand der Grup-
pe 1 oder der Gruppe 2".

6. Im § 17 hat Abs. 8 zu lauten:

„(8) Der Vergütungssatz für die Ausfuhr-
vergütung beträgt
für Gegenstände der Gruppe 1 . . . .0-5 v. H.,
für Gegenstände der Gruppe 2 . . . . 1-5 v. H.,
für Gegenstände der Gruppe 3 3-4 v. H.,
für Gegenstände der Gruppe 4 . . . .4-2 v. H. und
für Gegenstände der Gruppe 5 . . . .5 v. H.
der vollen Bemessungsgrundlage (Abs. 6).

Die Zugehörigkeit der Gegenstände zu den
einzelnen Gruppen wird in der Anlage F bestimmt,

die einen Bestandteil dieses Bundesgesetzes
bildet; die Bestimmung des Abs. 3 Z. 1, wo-
nach für die Ausfuhr bestimmter Gegenstände
keine Ausfuhrvergütung gewährt wird, bleibt
unberührt."

Artikel II.

Die Bestimmungen des Artikels T Z. 1, 4 und
5 treten mit 1. Jänner 1963 in Kraft.

Die Bestimmungen des Artikels I Z. 2 und 3
treten mit 1. Jänner 1963 in Kraft und sind
auf steuerbare Umsätze anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 1962 bewirkt werden.

Die Bestimmungen des Artikels, I Z. 6 treten
hinsichtlich der Gruppen 1, 2 und 3 der Ausfuhr-
vergütung mit 1. Jänner 1963 in Kraft und sind
auf vergütungsfähige Vorgänge anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 1962 bewirkt werden.

Die Bestimmungen des Artikels I Z. 6 treten
hinsichtlich der Gruppen 4 und 5 der Ausfuhr-
vergütung mit 1. Jänner 1963 in Kraft und sind
auf vergütungsfähige Vorgänge anzuwenden,
die nach dem 31. Dezember 1962 und vor dem
1. Jänner 1967 bewirkt werden.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Pitermann Klaus
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Anlage E
(zu § 7 Abs. 5)
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Anlage F
(zu § 17 Abs. 8)
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169. Bundesgesetz v o m 27. Jun i 1962 z u r
Regelung des Glücksspielwesens (Glücksspiel-

gesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I.

Allgemeine Bes t immungen .

§ 1. Glücksspiele im Sinne dieses Bundesgesetzes
sind Spiele, bei denen ein ausschließlich oder vor-
wiegend vom Zufall abhängiges Ereignis über
Gewinn und Verlust entscheidet.

§ 2. Das Recht zur Durchführung von Glücks-
spielen im Sinne dieses Bundesgesetzes, ins-
besondere aller Arten von Ausspielungen (§ 3),
wie Lotto und Toto, Klassenlotterien, sonstige
Lotterien, Tombolaspiele, Glückshäfen und Jux-
ausspielungen, sowie das Redit zum Betrieb von
Spielbanken ist, soweit nichts anderes bestimmt
wird, dem Bund vorbehalten (Glücksspiel-
monopol).

§ 3. Ausspielungen sind Glücksspiele (§ 1), bei
denen der Unternehmer (Veranstalter) den
Spielern für eine vermögensrechtliche Leistung
eine Gegenleistung in Aussicht stellt; das über
Gewinn und Verlust entscheidende Ereignis kann
durch eine Ziehung, eine mechanische Vor-
richtung (Glücksspielapparat) oder auf sonstige
Art herbeigeführt werden.

§ 4. (1) Glücksspiele, die nicht in Form einer
Ausspielung (§ 3) durchgeführt werden, unter-
liegen nur dann dem Glücksspielmonopol (§ 2),
wenn ein Bankhalter mitwirkt und der Einsatz
2 S übersteigt.

(2) Ausspielungen, bei denen die Entscheidung
über Gewinn und Verlust mit Hilfe einer mecha-
nischen Vorrichtung herbeigeführt wird, unter-
liegen nicht dem Glücksspielmonopol, wenn die
Gewinne in Waren bestehen und der Einsatz 2 S
nicht übersteigt.

(3) Ausspielungen von Geld mittels Glücks-
spielapparates sowie sonstige gemäß Abs. 1 dem
Glücksspielmonopol unterliegende Glücksspiele
dürfen nur in einer Spielbank (§ 21) durchgeführt
werden.

§ 5. (1) Die Durchführung der dem Glücksspiel-
monopol (§ 2) unterliegenden Glücksspiele ob-
liegt der Österreichischen Glücksspielmonopol-
verwaltung, sofern dieses Recht nicht nach den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes (Artikel II,
Abschnitte D und E) an andere Personen über-
tragen wird.

(2) Die Österreichische Glücksspielmonopol-
verwaltung kann sich im Interesse einer rascheren
und vereinfachten betriebsmäßigen Abwicklung
von Glücksspielen der Mithilfe von Einrichtungen
des Österreichischen Postsparkassenamtes be-
dienen.

(3) Die Österreichische Glücksspielmonopol-
verwaltung ist dem Bundesministerium für
Finanzen untergeordnet.

ARTIKEL II.

Besondere Bes t immungen.

A. Zahlenlotto.

§ 6. Das Zahlenlotto besteht in der Annahme
und Durchführung von Wetten über die Ge-
winstchance einer oder mehrerer Zahlen aus
einer bestimmten Zahlenreihe, wobei die ge-
winnenden Zahlen durch öffentliche Ziehung er-
mittelt werden und der Einzelgewinn ein fest-
gesetztes Vielfaches des Einsatzes beträgt.

S p i e l b e d i n g u n g e n .

§ 7. Für die Durchführung des Zahlenlottos
hat die Österreichische Glücksspielmonopol-
verwaltung Spielbedingungen aufzustellen, in
denen insbesondere zu regeln sind:

1. die Zahlenreihe, in der gewettet werden
kann;

2. die Wettarten, wobei jedoch die Aufnahme
von mehr als fünf Zahlen in eine Wettart
unzulässig ist;

3. die Höhe des vom Teilnehmer zu leistenden
Wetteinsatzes und Verwaltungskostenbei-
trages;

4. die Art, der Ort und die Zeit der Ziehung;
5. die Festsetzung der Höhe der Gewinne;

6. die Ausstattung, Ausgabe und Hereinnahme
der Wettscheine (Annahmefrist) sowie die
Entrichtung der Wetteinsätze und der Ver-
waltungskostenbeiträge ;

7. die Voraussetzungen für die Teilnahme;
8. die Geltendmachung der Gewinnansprüche

und Auszahlung der Gewinne.

L o t t o k o l l e k t u r e n .

§ 8. Die Ausgabe der Wettscheine und die
Entgegennahme der Wettscheine und Wett-
einsätze einschließlich der Verwaltungskosten-
beiträge kann natürlichen Personen mit dem
Wohnsitz im Inland überlassen werden (Lotto-
kollektanten).

W e t t v e r t r a g .

§ 9. (1) Der Wettvertrag zwischen den Teil-
nehmern am Zahlenlotto und dem Bund gilt als
rechtswirksam abgeschlossen, sobald der den Spiel-
bedingungen entsprechend ausgefüllte und mit
Einsatzbestätigung versehene Wettschein inner-
halb der in den Spielbedingungen festgesetzten
Frist bei der Österreichischen Glücksspiel-
monopolverwaltung eingelangt ist.
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(2) Langt ein Wettschein verspätet ein, so sind
die darauf geleisteten Wetteinsätze dem Berech-
tigten von der Österreichischen Glücksspiel-
monopolverwaltung zurückzuzahlen.

(3) Entsprechen Wettscheine nicht den Spiel-
bedingungen, so verfallen die darauf geleisteten
Wetteinsätze zugunsten des Bundes.

(4) Läßt sich aus dem Wettschein die Höhe des
Wetteinsatzes nicht feststellen, so gilt die Wette
mit dem nach den Spielbedingungen zulässigen
Mindestwetteinsatz abgeschlossen; ein allenfalls
entrichteter Mehrbetrag verfällt zugunsten des
Bundes.

G e w i n n e .

§ 10. (1) Die Ziehung darf sich auf höchstens
fünf Zahlen aus der Zahlenreihe 1 bis 90 er-
strecken. Der Mindestgewinn darf nicht unter
dem 14fachen und der Höchstgewinn nicht über
dem 4800fachen des Wetteinsatzes festgesetzt
werden.

(2) Die ermittelten Gewinnzahlen sind durch
Anschlag in den Lottokollekturen (§ 8) zu ver-
öffentlichen.

§ 11. (1) Die Gewinne sind durch die Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung auszu-
zahlen. In den Spielbedingungen kann festgelegt
werden, daß Gewinne bis zu einer bestimmten
Höhe durch die Lottokollekturen (§ 8) aus-
gezahlt werden können.

(2) Der Gewinn darf nur gegen Rückgabe der
dem Teilnehmer verbleibenden Durchschrift des
Wettscheines (Einlageschein) ausgezahlt werden.
Er darf nicht ausgezahlt werden, wenn der Ein-
lageschein nicht mehr mit Sicherheit als Durch-
schrift des von der Österreichischen Glücksspiel-
monopolverwaltung übernommenen Wettscheines
festgestellt werden kann.

(3) Gewinne, die nicht innerhalb von drei
Monaten nach der Ziehung vom Anspruchs-
berechtigten bei der Österreichischen Glücksspiel-
monopolverwaltung geltend gemacht wurden,
sowie Gewinne, die aus den im Abs. 2 an-
geführten Gründen innerhalb dieser Frist nicht
ausgezahlt werden konnten, verfallen zugunsten
des Bundes.

B. Klassenlot ter ie .

§ 12. Die Klassenlotterie ist eine Geldlotterie,
bei der die Spielanteile in Form von ganzen und
Teillosen klassenweise vertrieben werden und die
Treffer durch öffentliche Ziehungen in mehreren
aufeinanderfolgenden Abschnitten (Klassen) er-
mittelt werden.

S p i e l p l a n u n d S p i e l b e d i n g u n g e n .

§ 13. (1) Für jede Klassenlotterie hat die Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung einen
besonderen Spielplan mit den Spielbedingungen

aufzustellen, in denen insbesondere zu regeln
sind:

1. die Höhe des Spielkapitals (§ 39), die An-
zahl und der Preis der Spielanteile (Lose);

2. die Anzahl und die Höhe der auf die ein-
zelnen Klassen verteilten Gewinne;

3. die Art, der Ort und die Zeit der Ziehungen;
4. das Verfahren bei der Auszahlung der Ge-

winne.

(2) Bei der Erstellung des Spielplanes und der
Spielbedingungen (Abs. 1) sind die Möglichkeiten
für den Losabsatz im Hinblick auf die allgemeinen
wirtschaftlichen Verhältnisse zu berücksichtigen.

G e s c h ä f t s s t e l l e n d e r K l a s s e n -
lotterie.

§ 14. Der Vertrieb der Spielanteile (Lose) kann
natürlichen Personen, Personengesellschaften des
Handelsrechtes und juristischen Personen mit dem
Wohnsitz (Sitz) im Inland überlassen werden,
die diese Tätigkeit unter der Bezeichnung „Ge-
schäftsstelle der Klassenlotterie" auszuüben haben.

G e w i n n e .

§ 15. (1) Als Gewinne sind mindestens 60 v. H.
des Spielkapitals auszuschütten.

(2) Das Ergebnis der Ziehung ist von der Öster-
reichischen Glücksspielmonopolverwaltung im
„Amtsblatt zur Wiener Zeitung" zu veröffent-
lichen.

§ 16. (1) Die Gewinne sind durch die Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung auszu-
zahlen. In den Spielbedingungen kann festgelegt
werden, daß Gewinne bis zu einer bestimmten
Höhe durch die Geschäftsstellen der Klassen-
lotterie (§ 14) ausgezahlt werden können.

(2) Gewinnansprüche, die nicht innerhalb von
drei Monaten nach dem letzten Ziehungstag in
einer Klasse geltend gemacht wurden, verfallen
zugunsten des Bundes.

C Gemeinsame Bestimmungen für Zahlenlotto
und Klasssenlotterie.

§ 17. (1) Die Rechte und Pflichten der Inhaber
der Lottokollekturen und Geschäftsstellen der
Klassenlotterie aus der in den §§ 8 und 14 an-
geführten Tätigkeit sind durch Vertrag zwischen
ihnen und dem Bund, vertreten durch die Öster-
reichische Glücksspielmonopolverwaltung, zu
regeln.

(2) Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit ab-
zuschließen. Er kann von beiden Vertragsteilen
mit einer Frist von drei Monaten, soweit er die
Tätigkeit einer Geschäftsstelle der Klassenlotterie
betrifft, aber nur zum Ende der laufenden
Lotterie, ohne Angabe von Gründen schriftlich
gekündigt werden.
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(3) Die Österreichische Glücksspielmonopol-
verwaltung ist berechtigt, den Vertrag bei Vor-
liegen wichtiger, im Vertrag besonders zu regeln-
der Umstände sowie bei Verletzung der Ver-
schwiegenheitspflicht gemäß § 19 Abs. 1 ohne
Kündigung mit sofortiger Wirksamkeit aufzu-
lösen.

(4) Der Vertrag endet weiters mit dem Tode
oder mit dem Verlust der Eigenberechtigung der
in den §§ 8 und 14 angeführten natürlichen Per-
sonen, ferner mit der Eröffnung des Konkurs-
verfahrens oder mit der Rechtskraft des Be-
schlusses, durch den die Eröffnung des Konkurs-
verfahrens mangels eines zur Deckung der Kosten
des Konkursverfahrens hinreichenden Vermögens
abgelehnt wird, oder mit der Eröffnung des Aus-
gleichsverfahrens über das Vermögen der in den
§§ 8 und 14 genannten Personen und Gesell-
schaften. Die Bedingungen, unter denen eine
Lottokollektur oder eine Geschäftsstelle der
Klassenlotterie nach dem Tode des Inhabers wei-
tergeführt werden kann, sind im Vertrag beson-
ders zu regeln.

(5) Im Falle der Auflösung des Vertrages gemäß
Abs. 3 oder der Beendigung aus den Gründen
des Abs. 4 kann die Österreichische Glücksspiel-
monopolverwaltung zur Weiterführung der Ge-
schäfte einen Verwalter bestellen, wenn dies im
Interesse des Glücksspielmonopols liegt und im
Vertrag selbst die Abwicklung oder Fortführung
der Geschäfte nicht besonders geregelt ist. Die
Entlohnung des Verwalters hat die Österreichische
Glücksspielmonopolverwaltung festzusetzen.

§ 18. Soweit sich die Spieler im Rahmen des
Zahlenlottos zur Weiterleitung der Wettscheine
und Wetteinsätze an die Österreichische Glücks-
spielmonopolverwaltung oder zur Geltend-
machung der Gewinnansprüche der Lottokollek-
turen bedienen, gelten diese als ihre Bevollmäch-
tigten; das gleiche gilt sinngemäß bei der Gel-
tendmachung der Gewinnansprüche im Rahmen
der Klassenlotterie durch die Geschäftsstellen der
Klassenlotterie.

§ 19. (1) Die Inhaber von Lottokollekturen
und Geschäftsstellen der Klassenlotterie sowie
deren Dienstnehmer haben über die Spieler, ihre
Teilnahme am Spiel (Gewinn und Verlust) Ver-
schwiegenheit zu bewahren.

(2) Auskünfte an Finanzbehörden über die
Höhe der Gewinne und Verluste eines Spielers
(Abs. 1) dürfen nur mit dessen. Zustimmung er-
teilt werden.

(3) Die Österreichische Glücksspielmonopol-
verwaltung ist berechtigt, jederzeit in die Ge-
schäftsgebarung der Lottokollekturen und Ge-
schäftsstellen der Klassenlotterie Einschau zu
halten.

§ 20. Die Spielbedingungen und der Spielplan
(§§ 7 und 13) sind im „Amtsblatt zur Wiener

Zeitung" zu veröffentlichen und im zutreffenden
Geschäftslokal (§§ 8 und 14) zur Einsicht aufzu-
legen.

D. Spielbanken.

B e w i l l i g u n g .

§ 21. (1) Zum Betrieb einer Spielbank ist die
Bewilligung des Bundesminsteriums für Finanzen
erforderlich.

(2) Auf Antrag darf die Bewilligung (Abs. 1)
an natürliche Personen, Personengesellschaften
des Handelsrechtes und juristische Personen mit
dem Wohnsitz (Sitz) im Inland nur erteilt wer-
den, wenn

a) der Bewerber die für die Führung der
Spielbankunternehmung notwendigen Mit-
tel nachweist und keine Umstände be-
kannt sind, die seine hiefür erforderliche
Zuverlässigkeit in Frage stellen, und

b) der Ort , in dem die Spielbank errichtet
werden soll, durch internationales Publi-
kum besucht wird und eine nachteilige Be-
einträchtigung seiner wirtschaftlichen und
sozialen Verhältnisse nicht zu befürchten
ist.

(3) Vor der Entscheidung über den Antrag
(Abs. 2) ist dem Bundesland und der Gemeinde,
in deren Bereich ein Spielbankbetrieb (Spielbank)
errichtet werden soll, Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.

§ 22. In dem Bescheid über die Bewilligung
ist insbesondere auch festzusetzen:

1. die Dauer der Bewilligung; sie darf zehn
Jahre nicht überschreiten;

2. die Höhe und die Art der zu leistenden
Sicherstellung; diese ist mit mindestens
10 v. H . des Gesellschaftskapitals der Spiel-
bankunternehmung festzusetzen; die finan-
ziellen Verpflichtungen der Spielbankunter-
nehmung gegenüber dem Bund und den
Spielern sind hiebei zu berücksichtigen;

3. die Bezeichnung und die Art der Durchfüh-
rung der Glücksspiele, die in Spielbanken
betrieben werden dürfen (§ 4 Abs. 3);

4. die Art der Kontrolle der Besucher gemäß
§ 24 und der Spielbanken gemäß § 29.

§ 23. Die Bewilligung kann widerrufen werden,
wenn der Unternehmer den Auflagen, die der
Bewilligungsbescheid enthält, nicht nachkommt
oder wenn er den Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes zuwiderhandelt.

K o n t r o l l e d e r B e s u c h e r .

§ 24. (1) Der Besuch der Spielbank ist nur
Personen gestattet, die sich mit einem Personal-
ausweis mit Lichtbild ausweisen. Personen in
Uniform haben nur in Ausübung ihres Dienstes
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Zutritt . Personen, die das 21. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, ist der Eintritt in die
Spielbank nicht gestattet.

(2) Personen, die am Sitz des Spielbankbetrie-
bes ihren ordentlichen Wohnsitz haben, dürfen
zum Spiel in den Spielsälen der Spielbank nicht
zugelassen werden, sofern sie nicht der Leitung
des Spielbankbetriebes glaubhaft machen, daß
durch die Beteiligung am Spiel eine wirtschaft-
liche oder soziale Gefährdung ihrer Angehörigen
oder der von ihnen in wirtschaftlicher Abhängig-
keit stehenden Personen oder eine Schädigung
ihrer Arbeitgeber nicht zu erwarten ist. Sonstige
Inländer unterliegen dieser Kontrolle bei wieder-
holtem Besuch der Spielsäle einer Spielbank.

(3) Ergeben sich begründete Anhaltspunkte
dafür, daß einem Spieler die persönliche Ver-
läßlichkeit mangelt oder seine Vermögens- oder
Einkommensverhältnisse die Teilnahme am
Spiel nicht oder nicht in dem geübten Ausmaß
gestatten, so hat der Leiter der Spielbank dem
Spieler den Eintritt in die Spielbank dauernd
oder auf eine bestimmte Zeit zu untersagen.

B e s u c h s - u n d S p i e l o r d n u n g .

§ 25. (1) Die Spielbankunternehmung hat eine
Besuchs- und Spielordnung festzusetzen und
diese in geeigneter Weise durch Anschlag den
Besuchern zur Kenntnis zu bringen. Die Besuchs-
und Spielordnung hat insbesondere zu enthalten:

1. die näheren Spielregeln für die im Bewilli-
gungsbescheid zugelassenen Glücksspiele so-
wie die Mindest- und Höchsteinsätze;

2. die Bedingungen für den Eintritt in die
Spielbank (Legitimationspflicht und Prüfung
der Besucher gemäß § 24);

3. die Spielzeiten und den Preis der Eintritts-
karten.

(2) Die Besuchs- und Spielordnung bedarf der
Genehmigung des Bundesministeriums für
Finanzen. Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn die Besuchs- und Spielordnung den Vor-
schriften dieses Bundesgesetzes nicht entspricht
oder die Organisation des Spielbankbetriebes
eine den Bedingungen des Bewilligungsbescheides
entsprechende ordnungsgemäße Führung der
Spielbank nicht erwarten läßt.

D i e n s t n e h m e r d e r S p i e l b a n k -
u n t e r n e h m u n g .

§ 26. (1) Die Dienstnehmer der Spielbank-
unternehmung müssen österreichische Staats-
bürger sein.

(2) Den Dienstnehmern der Spielbankunter-
nehmung ist es untersagt, sich an der Spielbank-
unternehmung zu beteiligen. Es dürfen ihnen
weder Anteile vom Ertrag der Unternehmung
noch von diesem Ertrag abhängige Vergütungen
(Provisionen, Tantiemen und dergleichen) in
irgendeiner Form gewährt werden.

(3) Den Dienstnehmern der Spielbankunter-
nehmung ist es weiters verboten, sich an den in
den Spielbanken betriebenen Spielen zu beteili-
gen oder von den Spielern Zuwendungen, wel-
cher Ar t immer, entgegenzunehmen. Es ist
jedoch gestattet, daß die Spieler Zuwendungen,
die für die Gesamtheit der Dienstnehmer der
Spielbankunternehmung bestimmt sind, in be-
sonderen, für diesen Zweck in den Spielsälen
vorgesehenen Behältern hinterlegen (Cagnotte).

(4) Die Aufteilung der Cagnotte (Abs. 3) unter
die Dienstnehmer der Spielbankunternehmung
ist durch einen Kollektivvertrag und durch eine
Betriebsvereinbarung im Sinne des § 2 Abs. 2
Kollektivvertragsgesetz 1947 zu regeln. Der Spiel-
bankunternehmung steht kein wie immer ge-
arteter Anspruch auf diese Zuwendungen zu.
Von der Verteilung der Cagnotte sind Vorstands-
mitglieder beziehungsweise Geschäftsführer, lei-
tende Angestellte mit Sonderverträgen sowie
Dienstnehmer von Nebenbetrieben ausgenom-
men.

S p i e l b a n k a b g a b e .
§ 27. (1) Die Spielbankunternehmung hat eine

Spielbankabgabe zu entrichten. Diese Abgabe
ist eine gemeinschaftliche Bundesabgabe im Sinne
des § 6 Z. 2 lit. a des Finanz-Verfassungsgesetzes
1948, BGBl. Nr . 45.

(2) Die Spielbankabgabe ist von den Jahres-
bruttospieleinnahmen eines jeden Spielbank-
betriebes gesondert zu berechnen. Sie beträgt:

a) 25 v. H . von den ersten 100.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

b) 30 v. H . von den nächsten 300.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

c) 35 v. H . von den nächsten 300.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

d) 40 v. H . von den nächsten 300.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

e) 45 v. H . von der nächsten 1,000.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

f) 50 v. H . von der nächsten 1,000.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

g) 60 v. H. von den nächsten 2,000.000 S an
Bruttospieleinnahmen,

h) 70 v. H . von den Bruttospieleinnahmen,
die 5,000.000 S übersteigen.

§ 28. (1) Für die Erhebung der Spielbankab-
gabe ist das Finanzamt für Gebühren und Ver-
kehrsteuern zuständig, in dessen örtlichem Wir-
kungsbereich die Geschäftsleistung der Spiel-
bankunternehmung gelegen ist. Die Spielbank-
abgabe ist an dem der Spieleinnahme folgenden
zweiten Werktag fällig. Sie ist für jeden ein-
zelnen Spielbankbetrieb gesondert abzuführen.

(2) Die Spielbankunternehmung hat über die
im Lauf eines Monats abgeführten Beträge an
Spielbankabgabe bis zum 15. des nachfolgenden



41. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1962 — Nr. 169 873

Monats über die Österreichische Glücksspiel-
monopolverwaltung an das Finanzamt für Ge-
bühren und Verkehrsteuern (Abs. 1) eine nach
Spielbankbetrieben gegliederte Abrechnung vor-
zulegen. Diese Abrechnung gilt als Steuererklä-
rung.

(3) Ein Abgabenbescheid ist nur zu erlassen,
wenn der Abgabepflichtige die Einreichung der
Abrechnung (Abs. 2) unterläßt oder wenn diese
als unvollständig oder unrichtig befunden wird.

Ü b e r w a c h u n g .

§ 29. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
hat den Betrieb der Spielbanken auf die Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
und der Bedingungen des Bewilligungsbescheides
zu überwachen. Es kann sich hiebei der Öster-
reichischen Glücksspielmonopolverwaltung be-
dienen.

(2) Die Spielbankunternehmung hat dem
Bund die Kosten der Überwachung (Abs. 1) zu
ersetzen. Die Kosten sind durch das Bundes-
ministerium für Finanzen zu bestimmen. Das
gleiche gilt von dem durch den Spielbankbetrieb
dem Bund erwachsenden Mehraufwand für not-
wendige Vorkehrungen der öffentlichen Sicher-
heit.

§ 30. Auf die Spielbankunternehmung sowie
die dort beschäftigten Personen finden die Vor-
schriften des § 19 Abs. 1 und 2 sinngemäß An-
wendung.

E. Sonstige Ausspielungen.

L o t t e r i e n .

§ 31. (1) Lotterien sind Ausspielungen, bei
denen die Spielanteile (Lose) durch fortlaufende
Nummern gekennzeichnet sind und bei denen
die Treffer mit jenen Spielanteilen erzielt wer-
den, die in einer öffentlichen Ziehung ermittelt
werden.

(2) Lotterien gliedern sich nach Art der Treffer
in:

a) Wertlotterien, das sind Lotterien, bei
denen die Treffer nur in Waren oder
geldwerten Leistungen bestehen;

b) Geldlotterien, das sind Lotterien, bei
denen die Treffer nur in Geld bestehen;

c) gemischte Lotterien, das sind Lotterien,
bei denen die Treffer in Geld und Waren
oder geltwerten Leistungen bestehen.

T o m b o l a s p i e l e .

§ 32. (1) Tombolaspiele sind Ausspielungen,
bei denen die Spielanteile (Tombolakarten)
drei Reihen zu je fünf verschiedenen Zahlen aus
der Zahlenreihe 1 bis 90 enthalten und die Tref-
fer mit jenen Tombolakarten erzielt werden
können, die eine nach den Spielbedingungen als
gewinnend bezeichnete Zahlenkombination

(Gewinnkombination) aufweisen, wobei die Zah-
len dieser Kombination in einer öffentlichen
Ziehung ermittelt werden.

(2) Als Gewinnkombinationen können in den
Spielbedingungen festgesetzt werden:

a) Ambo (zwei Zahlen in einer Reihe),
b) Terno (drei Zahlen in einer Reihe),
c) Quaterno (vier Zahlen in einer Reihe),
d) Quinterno (alle Zahlen einer Reihe),
e) Dezemterno (alle Zahlen von zwei Reihen),
f) Tombola (alle fünfzehn Zahlen einer

Tombolakarte).

G l ü c k s h ä f e n .

§ 33. Glückshäfen sind Ausspielungen, bei
denen die Spieler durch Ziehung die auf ihre
Spielanteile (Loszettel) entfallenden Treffer
oder Nieten ermitteln oder zu deren Ermittlung
beitragen.

J u x a u s s p i e l u n g e n .

§ 34. Juxausspielungen sind Ausspielungen, bei
denen auf jeden Spielanteil (Loszettel) ein
Treffer entfällt und die Spieler durch Ziehung
die auf ihre Spielanteile entfallenden Treffer
ermitteln.

Ü b e r t r a g u n g .

§ 35. Der Bund kann durch Bewilligung die
Ausübung des ihm zustehenden Rechtes zur
Durchführung von Lotterien (§ 31), Tombola-
spielen (§ 32), Glückshäfen (§ 33) und Jux-
ausspielungen (§ 34) an dritte Personen über-
tragen, und zwar:

1. die Durchführung von Tombolaspielen,
Glückshäfen und Juxausspielungen mit
einem Spielkapital bis einschließlich 10.000 S
an physische und bis einschließlich 50.000 S
an juristische Personen mit dem Wohnsitz
(Sitz) im Inland, wenn mit der Veranstal-
tung nicht persönliche Interessen der Ver-
anstalter oder Erwerbszwecke verfolgt
werden;

2. die Durchführung von sonstigen Tombola-
spielen, Glückshäfen und Juxausspielungen
sowie von Lotterien nur an juristische Per-
sonen, die ihren Sitz im Inland haben und
auf Grund ihrer im Interesse des all-
gemeinen Wohles gelegenen Tätigkeit eine
Förderung verdienen, wenn durch die Ver-
anstaltung die Erreichung bestimmter
Einzelzwecke mildtätiger, kirchlicher oder
gemeinnütziger Art im Inland angestrebt
wird.

§ 36. Zur Erteilung der Bewilligung gemäß
§ 35 ist zuständig:

1. für Lotterien das Bundesministerium für
Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Inneres;
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2. für Tombolaspiele der für den Ver-
anstaltungsort örtlich zuständige Landes-
hauptmann;

3. für Glückshäfen und Juxausspielungen die
für den Veranstaltungsort örtlich zu-
ständige Bezirksverwaltungsbehörde.

§ 37. Die Bewilligung (§ 35) ist zu versagen,
wenn

1. eine klaglose Durchführung der Ausspielung
im vorgesehenen Umfang nicht erwartet
werden kann oder

2. die bei einer Ausspielung mitwirkenden
oder für die Veranstaltung verantwortlichen
Personen nicht vertrauenswürdig sind oder

3. die Abrechnung über die Einnahmen und
Ausgaben (§ 47) der letzten dem Antrag-
steller bewilligten Ausspielung nicht an-
erkannt oder eine widmungswidrige Ver-
wendung des Reinerträgnisses festgestellt
wurde oder

4. die Sicherheitsleistung gemäß § 41 Abs. 3
nicht nachgewiesen wurde oder

5. seit dem Ziehungstermin der letzten vom
Antragsteller durchgeführten gleichartigen
Veranstaltung bis zum neuen Ziehungs-
termin bei Lotterien nicht neun Monate
und bei Tombolaspielen, Glückshäfen und
Juxausspielungen nicht sechs Monate ver-
flossen sind.

§ 38. Eine Ausspielung darf erst nach Er-
teilung der Bewilligung (§ 35) öffentlich ange-
kündigt werden.

S p i e l k a p i t a l u n d S p i e l a n t e i l e .

§ 39. (1) Das Spielkapital ist das Produkt aus
der Anzahl und dem Stückpreis der aufgelegten
Spielanteik einer Ausspielung. Anzahl und
Stückpreis der Spielanteile sind den Absatz-
möglichkeiten anzupassen. Auf den Spielanteilen
von Lotterien und Tombolaspielen ist der Preis
ersichtlich zu machen.

(2) Die Österreichische Glückspielmonopol-
verwaltung hat zu prüfen, ob die Spielanteile
(Lose) von Lotterien den Bedingungen des Be-
willigungsbescheides entsprechen. Trifft dies zu,
so sind die Spielanteile mit einem Kontrollver-
merk zu versehen. Die Aufsicht über die An-
bringung des Kontrollvermerkes obliegt der
Österreichischen Glücksspielmonopolverwaltung,
wenn die Spielanteile in Wien gedruckt werden,
ansonsten dem für die Erhebung der Gebühren
örtlich zuständigen Finanzamt.

(3) Bei Tombolaspielen, Glückshäfen und Jux-
ausspielungen sind nur die von der Öster-
reichischen Glücksspielmonopolverwaltung auf-
gelegten und mit Kontrollvermerk versehenen
Spielanteile zu verwenden.

(4) Die mit Kontrollvermerk versehenen
Spielanteile sind an den Veranstalter erst aus-

zufolgen, wenn die Entrichtung der Gebühren
(§ 33 TP. 17 des Gebührengesetzes 1957) oder
einer ihrer voraussichtlichen Höhe ent-
sprechenden Vorauszahlung nachgewiesen wurde.

§ 40. (1) Für Spielanteile von Lotterien ist
der Bereich und die Dauer des Vertriebes im
Bewilligungsbescheid festzulegen. Tombolakarten
dürfen nur im Wirkungsbereich der Bewilli-
gungsbehörde und nur innerhalb eines Monates
vor der Ziehung verkauft werden. Bei Glücks-
häfen und Juxausspielungen ist der Verkauf von
Loszetteln nur während der Veranstaltung ge-
stattet.

(2) Zum Vertrieb der Spielanteile von
Lotterien und Tombolaspielen sind die Lotto-
kollekturen, die Geschäftsstellen der Klassen-
lotterie, die Tabaktrafiken und die Kredit-
unternehmungen berechtigt. Auf Antrag des
Veranstalters kann ein zusätzlicher ander-
weitiger Vertrieb der Spielanteile im Be-
willigungsbescheid unter Berücksichtigung des
Umfanges und Zweckes der Veranstaltung fest-
gelegt werden.

T r e f f e r .

§ 41. (1) Die Anzahl der Treffer hat
mindestens 1 v. H. der aufgelegten Spielanteile
und der Gesamtwert der Treffer mindestens
25 v. H. des Spielkapitals zu betragen.

(2) Als Treffer dürfen Wertpapiere und
unverarbeitetes Edelmetall nicht ausgespielt
werden. Geldtreffer sind nur bei Geld- und
gemischten Lotterien zulässig. Die Ablösbarkeit
von Warenhaupttreffern in Geld kann bei
Lotterien auf Antrag des Veranstalters be-
willigt werden.

(3) Bei Lotterien und Tombolaspielen ist für
den Gesamttrefferwert, bei Glückshäfen und
Juxausspielungen mit einem Spielkapital von
über 10.000 S für den Wert der nicht ge-
spendeten Treffer Sicherheit zu leisten. Die
Sicherheitsleistung hat der Veranstalter der Be-
willigungsbehörde bereits vor Erteilung der Be-
willigung (§ 35) nachzuweisen. Sie kann insbe-
sondere erfolgen durch Barerlag, durch Hinter-
legung nicht gesperrter Spareinlagebücher in-
ländischer Kreditunternehmungen oder durch
Haftungserklärung als Bürge und Zahler oder
Garantieerklärung einer Kredit- oder Ver-
sicherungsunternehmung mit dem Sitz im
Inland.

§ 42. Enthalten die Spielbedingungen keine
näheren Bestimmungen über die Frist zur Ein-
lösung der Treffer, so ist der Anspruch auf die
Treffer bei Lotterien innerhalb eines Zeitraumes
von zwei Monaten nach der Ziehung, bei
Tombolaspielen, Glückshäfen und Juxausspie-
lungen vor Ablauf des auf die Veranstaltung
folgenden Werktages beim Veranstalter geltend
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zu machen. Wird der Anspruch nicht frist-
gerecht geltend gemacht, so verfällt der Treffer
zugunsten des Ausspielungszweckes.

Z i e h u n g .

§ 43. (1) Das Spielergebnis ist durch öffentliche
Ziehung zu ermitteln. Durch ein unabwendbares
Ereignis verhinderte oder unterbrochene Zie-
hungen sind ehestmöglich durch- oder zu Ende
zu führen.

(2) Bei Lotterien ist die Nummernziehung auf
Kosten des Veranstalters entweder von der
Österreichischen Glücksspielmonopolverwaltung
oder unter Kontrolle eines öffentlichen Notars
entsprechend dem Ziehungsplan durchzuführen.
Das Ergebnis der Ziehung ist in Ziehungs-
protokollen festzuhalten und zu verlautbaren.

§ 44. (1) Bei Tombolaspielen sind die
Ziehung aus den Zahlen 1 bis 90 zur Ermittlung
der Gewinnkombinationen sowie allfällige
Sonderverlosungen (Abs. 2) vom Veranstalter
unter Kontrolle des bestellten Aufsichtsorgans
(§ 45) durchzuführen. Die gezogenen Zahlen
sind in einem Protokoll festzuhalten und den
Spielern in geeigneter Weise bekanntzugeben.
Das Ergebnis von Sonderverlosungen ist in
gleicher Weise bekanntzugeben.

(2) Gewinnansprüche dürfen nur von den bei
der Veranstaltung anwesenden Spielern ange-
meldet werden. Die Treffer sind in der Reihen-
folge der Anmeldung der Gewinnansprüche
gegen Einziehung der Tombolakarten zuzu-
erkennen. Sind in einer Zahlenkombination die
Treffer verschiedenwertig oder werden mehr
Gewinnansprüche angemeldet als Treffer für
die Kombination vorgesehen sind, so ist durch
eine Sonderverlosung zu entscheiden, wer von
den anspruchsberechtigten Spielern die einzelnen
Treffer erhält. Die nicht eingelösten Tombola-
karten verbleiben den Spielern.

M o n o p o l a u f s i c h t .

§ 45. (1) Zum Zwecke der Überwachung der
Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes und des Bewilligungsbescheides durch
den Veranstalter hat die Bewilligungsbehörde
für jede Ausspielung, deren Spielkapital 5000 S
übersteigt, eine Aufsicht zu bestellen.

(2) Bei Ausspielungen mit einem Spielkapital
von über 2000 S bis einschließlich 5000 S kann
die Bewilligungsbehörde eine Aufsicht (Abs. 1)
bestellen, wenn sie dies für die ordnungsgemäße
Abwicklung der Veranstaltung für notwendig
erachtet.

(3) Die Bewilligungsbehörde kann die Auf-
gaben gemäß Abs. 1 und 2 bei Lotterien und
Tombolaspielen, die in Wien oder Niederöster-
reich durchgeführt werden, der Österreichischen
Glücksspielmonopolverwaltung, bei den anderen

Lotterien der nach dem Veranstaltungsort zu-
ständigen Finanzlandesdirektion und bei allen
übrigen Ausspielungen dem nach dem Ver-
anstaltungsort zuständigen Finanzamt über-
tragen.

(4) Die Aufsicht ist im Bewilligungsbescheid zu
bestellen. Das Aufsichtsorgan hat über die Aus-
spielung der Bewilligungsbehörde und der
Österreichischen Glücksspielmonopolverwaltung
innerhalb eines Monates nach Durchführung zu
berichten. Die Kosten der notwendigen Aufsicht
hat der Veranstalter zu tragen.

§ 46. (1) Entsprechen die Treffer, der Preis
oder der Vertrieb der Spielanteile nicht den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder des
Bewilligungsbescheides oder lassen die vom
Veranstalter getroffenen sonstigen Vorkehrun-
gen eine ordnungsgemäße Abwicklung der
Ausspielung nicht erwarten, so ist das Aufsichts-
organ (§ .45) berechtigt, dem Veranstalter die
Behebung der Mängel innerhalb einer angemes-
senen Frist aufzutragen und erforderlichenfalls
die Fortsetzung der Ausspielung zu untersagen.

(2) Die Bewilligungsbehörde hat die Bewilli-
gung (§ 35) aus den im Abs. 1 angeführten
Gründen zurückzunehmen, wenn die bei der
Durchführung der Ausspielung festgestellten
Mängel nicht mehr behoben werden können
oder nicht innerhalb der festgesetzten Frist
(Abs. 1) behoben wurden.

(3) Falls die Fortsetzung einer Ausspielung
durch das Aufsichtsorgan untersagt (Abs. 1) oder
die Bewilligung durch die Bewilligungsbehörde
zurückgenommen (Abs. 2) wird, bleibt die
Haftung des Veranstalters für alle ihm aus der
Veranstaltung erwachsenen privatrechtlichen
Verpflichtungen unberührt.

R e c h n u n g s l e g u n g .

§ 47. (1) Der Veranstalter hat über die Einnah-
men und Ausgaben sowie über die widmungsge-
mäße Verwendung des Reinerträgnisses einer Aus-
spielung, die gemäß § 45 unter Aufsicht gestellt
worden ist, der Österreichischen Glücksspiel-
monopolverwaltung gegenüber Rechnung zu
legen.

(2) Bei Lotterien ist die Abrechnung der Ein-
nahmen und Ausgaben (Abs. 1) innerhalb eines
Monates nach Ablauf der Frist zur Treffer-
einlösung, bei Tombolaspielen, Glückshäfen und
Juxausspielungen innerhalb eines Monates nach
Ziehung vorzulegen. Die Frist für die Erbringung
des Nachweises der widmungsgemäßen Ver-
wendung des Reinerträgnisses ist von der
Österreichischen Glücksspielmonopolverwaltung
jeweils unter Berücksichtigung des Verwendungs-
zweckes festzusetzen.

(3) Das Ergebnis der Überprüfung der Ab-
rechnung (Abs. 1) ist dem Veranstalter, der
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Bewilligungsbehörde und, wenn sich eine Bean-
standung ergab, auch dem für die Erhebung
der Gebühren örtlich zuständigen Finanzamt
bekanntzugeben.

P o l i z e i l i c h e Ü b e r w a c h u n g .

§ 48. Glückshäfen und Juxausspielungen, für
die eine Aufsicht gemäß § 45 Abs. 1 bestellt
wurde, sowie die Ziehungen bei Tombolaspielen
sind auch sicherheitspolizeilich zu überwachen.
Die notwendigen Kosten der Überwachung hat
der Veranstalter zu tragen.

F. Glücksspielapparate.

§ 49. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
hat auf Antrag von Personen, die Glücksspiel-
apparate betreiben wollen, im Inland solche
Spielapparate erzeugen oder mit solchen Handel
treiben, in geeigneter Weise festzustellen, ob das
Spiel mit dem Apparat als eine vom Bund vor-
behaltene Ausspielung (§§ 3 und 4 Abs. 2 und 3)
anzusehen ist oder nicht.

(2) In die Feststellung (Abs. 1) sind die Spiel-
regeln aufzunehmen.

(3) Das Bundesministerium für Finanzen kann
sich zur Durchführung der Ermittlungen der
Österreichischen Glücksspielmonopolverwaltung
bedienen.

(4) Die Kosten des Feststellungverfahrens hat
der Antragsteller zu tragen.

ARTIKEL III.

Eingriffe in das Glücksspie lmonopol .

§ 50. (1) Des Eingriffes in das Glücksspiel-
monopol macht sich unbeschadet einer allfälli-
gen Verfolgung gemäß § 522 Strafgesetz schul-
dig, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. den Vorschriften über das Glücksspiel-
monopol zuwider ein Glücksspiel ver-
anstaltet, die Bewilligungsbedingungen eines
genehmigten Glücksspieles nicht einhält
oder ein Glücksspiel t rotz Untersagung
oder nach Zurücknahme der Spielbewilli-
gung durchführt;

2. ohne Ermächtigung gewerbsmäßig Spiel-
anteile eines dem Glücksspielmonopol des
Bundes unterliegenden Glücksspieles oder
Urkunden, durch' welche solche Spielanteile
zum Eigentum oder zum Gewinnbezug
übertragen werden, zur Erwerbung anbietet,
veräußert oder an andere überläßt.

(2) Eingriffe in das Glücksspielmonopol sind
Verwaltungsübertretungen. Sie werden bei vor-
sätzlicher Begehung mit einer Geldstrafe bis zu
30.000 S, bei fahrlässiger Begehung jedoch mit
einer Geldstrafe bis zu 10.000 S geahndet. Geld-
beträge und Sachwerte, die den Gegenstand des
Eingriffes in das Glücksspielmonopol bilden,

können für verfallen erklärt werden. Soweit
durch die im Absatz 1 bezeichneten Taten zu-
gleich Abgaben verkürzt werden, wird die Ver-
kürzung der Abgaben nicht bestraft.

ARTIKEL IV.

Beteil igung an ausländischen Glücksspielen.

§ 51. 0) Verboten ist:
a) die Beteiligung an ausländischen Glücks-

spielen, wenn die erforderlichen Einsätze
vom Inland aus geleistet werden;

b) das Einsammeln von Einsätzen für auslän-
dische Glücksspiele im Inland;

c) die geschäftsmäßige Überlassung von Spiel-
scheinen für ausländische Glücksspiele im.
Inland.

(2) Die verbotene Beteiligung an einem aus-
ländischen Glücksspiel ist eine Verwaltungsüber-
tretung. Sie wird bei vorsätzlicher Begehung
mit einer Geldstrafe bis zu 30.000 S, bei fahr-
lässiger Begehung jedoch mit einer Geldstrafe
bis zu 10.000 S geahndet.

ARTIKEL V.

§ 52. Das Finanzausgleichsgesetz 1959, BGBl.
Nr . 97, wird wie folgt abgeändert und er-
gänzt:

1. Im § 3 Abs. 1 trit t an Stelle der Bezeich-
nung „Bundesmonopolabgabe der Spielbanken"
die Bezeichnung „Spielbankabgabe".

2. Im § 4 Abs. 1 entfallen die Worte „der
Bundesmonopolabgabe der Spielbanken".

3. Dem § 4 Abs. 1 wird angefügt:
„Spielbankabgabe :
bei ganzjährig geführten Spielbankbetrie-

ben: 84 8 8,
bei saisonmäßig geführten Spielbankbetrie-

ben: 70 15 15".
4. Dem § 4 Abs. 2 wird folgende lit. i ange-

fügt:
„i) bei der Spielbankabgabe nach dem. ört-

lichen Aufkommen. Die Aufteilung des Ge-
meindeanteiles an der Spielbankabgabe ist
ausschließlich auf jene Gemeinden zu be-
schränken, in denen eine Spielbank betrie-
ben wird."

5. Im § 4 Abs. 3 hat der letzte Satz zu ent-
fallen.

6. Im § 6 Abs. 1 tr i t t an Stelle der Bezeich-
nung „Bundesmonopolabgabe der Spielbanken"
die Bezeichnung „Spielbankabgabe".

ARTIKEL VI.

Übergangs- und Schlußbestimmungen.
§ 53. (1) Die Bestimmungen der §§ 21 bis 30

dieses Bundesgesetzes treten mit 31. Dezember
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1966 außer Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen
neue Bewilligungen zum Betrieb von Spielbanken
nicht erteilt werden.

(2) Die Dauer und der Umfang der auf Grund
der bisherigen Vorschriften (§ 55 Z. 3) bestehen-
den Bewilligungen zum Betrieb einer Spielbank
werden durch das Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes nicht berührt. Bestehende Regelungen
über die Aufteilung der Cagnotte bleiben bis
zum Inkrafttreten eines Kollektivvertrages ge-
mäß § 26 Abs. 4 aufrecht.

(3) Das Verhältnis der Lottokollekturen und
Geschäftsstellen der Klassenlotterie zum Bund
ist innerhalb sechs Monaten nach Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes entsprechend zu regeln.

(4) Alle bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bereits bewilligten, aber noch nicht durchgeführ-
ten Ausspielungen (§§ 31 bis 34) sind nach den
bisher geltenden Vorschriften abzuwickeln.

(5) Artikel V verliert zugleich mit Artikel I
des Finanzausgleichsgesetzes 1959, BGBl. Nr. 97,
seine Gültigkeit.

§ 54. Das Sporttotogesetz, BGBl. Nr . 55/1949,
und das Pferdetotogesetz, BGBl. Nr. 129/1952,
bleiben unberührt.

§ 55. Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
treten außer Kraft:

1. das Lottopatent vom 13. März 1813, Pol.G.S.
Nr. 27;

2. das Gesetz vom 3. Jänner 1913, RGBl.
Nr. 94, betreffend die Aufhebung des
Zahlenlottos und die Einführung der Klas-
senlotterie;

3. die Spielbankverordnung, BGBl. Nr . 463/
1933, in der Fassung der Spielbankverord-
nungsnovelle, BGBl. I Nr . 6/1934, und der
2. Spielbankverordnungsnovelle, BGBl.
Nr. 313/1936;

4. das Glücksspielgesetz, StGBl. Nr. 117/1945;
soweit einzelne Bestimmungen der genannten
Gesetze und Verordnungen nicht schon früher
aufgehoben wurden.

§ 56. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind betraut:

a) das Bundesministerium für Inneres hin-
sichtlich des § 48;

b) das Bundesministerium für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium
für Inneres hinsichtlich des § 29 Abs. 2
letzter Satz und des § 36 Z. 1;

c) im übrigen das Bundesministerium für
Finanzen.

Schärf
Pittermann Klaus Afritsch

170. Bundesgesetz vom 27. Juni 1962,
betreffend Veräußerung der Geschäftsanteile
der Firma „Neue Heimat", Gemeinnützige
Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft in Salz-
burg, Gesellschaft mit beschränkter Haftung,

Salzburg, Siebenstädterstraße 23.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Das Bundesministerium für Finanzen ist
ermächtigt, die bundeseigenen Geschäftsanteile
der Firma „Neue Heimat", Gemeinnützige
Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft in Salz-
burg, Gesellschaft mit beschränkter Haftung,
Salzburg, Siebenstädterstraße 23, zu veräußern.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Pittermann Klaus

1 7 1 . Bundesgesetz vom 27. Juni 1962,
mit dem das Familienlastenausgleichsgesetz
neuerlich geändert wird (Novelle 1962 zum

Familienlastenausgleichsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl.
Nr. 18/1955, in der Fassung der 1. Novelle zum
Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl. Nr. 52/
1956, des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 265/1956,
der Novelle 1957 zum Familienlastenausgleichs-
gesetz, BGBl. Nr. 284, des Finanzausgleichs-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 97, der Novelle 1959
zum Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl.
Nr. 175, des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1960
und der Novelle 1961 zum Familienlastenaus-
gleichsgesetz, BGBl. Nr. 171, wird wie folgt ge-
ändert:

1. § 19 a Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 19 a. (1) Anspruch auf Mütterbeihilfe haben
natürliche Personen, die für zwei oder mehr
Kinder

a) Anspruch auf Familienbeihilfe oder auf
Kinderbeihilfe haben oder

b) bezugsberechtigt sind (§ 9) oder
c) teils Anspruch auf Familienbeihilfe oder

auf Kinderbeihilfe haben, teils bezugsbe-
rechtigt sind.

Hiebei sind Kinder nicht mitzuzählen, für die
eine andere Person bezugsberechtigt ist."



878 41. Stück — Ausgegeben am 13. Juli 1962 — Nr. 172

2. § 19 c hat zu lauten:

„§ 19 c. (1) Die Mütterbeihilfe beträgt, wenn
sich der Anspruch auf nur zwei zu berücksich-
tigende Kinder (§ 19 a) stützt, monatlich 40 S.

(2) Die Mütterbeihilfe beträgt, wenn sich der
Anspruch auf drei oder mehr zu berücksich-
tigende Kinder (§ 19 a) stützt, monatlich 100 S,
ab 1. Jänner 1963 monatlich 125 S, ab 1. Jänner
1964 monatlich 175 S."

3. Der erste Satz des § 19 d Abs. 1 hat zu
lauten:

„§ 19 d. (1) Der Anspruch auf Mütterbeihilfe
(§ 19 a) ist auf der Beihilfenkarte zu bescheinigen,
sofern auf dieser der Anspruch auf Familienbei-
hilfe oder auf Kinderbeihilfe für zwei oder mehr
Kinder bescheinigt ist."

4. Im § 20 Abs. 1 Z. 1 hat der Klammeraus-
druck zu lauten: „(§ 23 Abs. 1)".

5. § 29 a Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Bei Mehrlingsgeburten wird die Säuglings-
beihilfe auch für das zweite und jedes weitere
Kind gewährt, sofern die Voraussetzungen des
Abs. 1 zutreffen."

Artikel II.

Abweichend von der Bestimmung des § 19 d
Abs. 1 erster Satz des Familienlastenausgleichs-
gesetzes in der Fassung dieses Bundesgesetzes
wird der Anspruch auf Mütterbeihilfe bis zur
allgemeinen Ausstellung neuer Beihilfenkarten
nicht bescheinigt. Die Dienstgeber und auszahlen-
den Stellen haben die Mütterbeihilfe dem An-
spruchsberechtigten auf Grund der ihnen über-
gebenen Beihilfenkarten (Ausgabe 1958), durch
die der Anspruch auf Kinderbeihilfe für zwei
oder mehr Kinder bescheinigt ist, auszuzahlen;
hiebei zählen jedoch solche Kinder nicht, für die
auf der Beihilfenkarte (Ausgabe 1958) eine Be-
zugsberechtigung eingetragen ist. Dies gilt sinn-
gemäß für die Behörden der Finanzverwaltung
in bezug auf die Beihilfenkarten (Ausgabe 1958),
durch die Ansprüche auf Familienbeihilfe be-
scheinigt sind.

Artikel III.

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1962
in Kraft.

2. Ein Anspruch auf Säuglingsbeihilfe nach
§ 29 a Abs. 2 des Familienlastenausgleichsgesetzes
in der Fassung des Art. I Z. 5 dieses Bundes-
gesetzes besteht nur, wenn das Kind den jeweils
maßgeblichen Lebensmonat nach dem 30. Juni
1962 vollendet hat.

3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des Art. I das Bundesministerium

für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Inneres, hinsichtlich der übrigen
Bestimmungen das Bundesministerium für Finan-
zen betraut.

Schärf
Pittermann Klaus Afritsch

172. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 22. Juni 1962 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Umsatzes und Gewinnes aus

Land- und Forstwirtschaft.

Auf Grund des § 29 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 1/1954, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 283/1957, und des
§ 13 Abs. 9 des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl.
Nr. 300/1958, wird verordnet:

§ 1. Der Umsatz land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe, deren Einheitswert 500.000 S
nicht übersteigt und deren Inhaber weder ord-
nungsmäßige Bücher noch Aufzeichnungen füh-
ren, die eine Umsatzermittlung ermöglichen, ist
für die Kalenderjahre 1961 und 1962 auf Grund
des zum 1. Jänner 1961 maßgebenden Einheits-
wertes des land- und forstwirtschaftlichen Be-
triebes unter Anwendung der Bestimmungen zu
ermitteln, die auf Grund der Verordnung des
Bundesministeriums für Finanzen vom 5. Juni
1961, BGBl. Nr. 140, über die Aufstellung von
Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Um-
satzes und Gewinnes aus Land- und Forstwirt-
schaft bei der Berechnung der Umsatzsteuervor-
auszahlungen für das Kalenderjahr 1961 gelten.

§ 2. Der Gewinn land- und forstwirtschaft-
licher Betriebe, deren Einheitswert 500.000 S
nicht übersteigt und deren Inhaber weder ord-
nungsmäßige Bücher noch Aufzeichnungen füh-
ren, die eine Gewinnermittlung nach § 4 Ein-
kommensteuergesetz 1953 ermöglichen, ist für
die Kalenderjahre 1961 und 1962 auf Grund des
zum 1. Jänner 1961 maßgebenden Einheitswertes
des land- und forstwirtschaftlichen Betriebes
unter sinngemäßer Anwendung der Bestim-
mungen zu ermitteln, die auf Grund der im
§ 1 angeführten Verordnung für die Ermittlung
des Gewinnes bei der Veranlagung für das Ka-
lenderjahr 1960 gelten. Dabei gilt für die Be-
rechnung der Betriebsausgaben im Weinbau die
in der Anlage festgelegte Einteilung der Wein-
baugebiete.

§ 3. Bei der Veranlagung für das Kalender-
jahr 1962 sind Bestand- und Artänderungen der
land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen,
die zwischen dem 1. Jänner 1961 und dem 1. Jän-
ner 1962 eingetreten sind, bei der Ermittlung
der Berechnungsgrundlagen zu berücksichtigen.

Klaus
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Anlage

Einteilung der Weinbaugebiete.

a) B u n d e s l a n d W i e n :

Weinbaugebiet 1: XVI., XVII., XVIII. und
XIX. Gemeindebezirk.

Weinbaugebiet 2: XXIII. Gemeindebezirk.
Weinbaugebiet 3: XXI. und XXII. Gemeinde-

bezirk.
Weinbaugebiet 4: X. Gemeindebezirk.
Weinbaugebiet 5: 0.

b) B u n d e s l a n d N i e d e r ö s t e r r e i c h :

Weinbaugebiet 1: 0.

Weinbaugebiet 2: Die Ortsgemeinden Baden,
Bisamberg, Brunn am Gebirge, Gainfarn, Groß-
au, Gumpoldskirchen, Guntramsdorf, Lang-
enzersdorf, Maria Enzersdorf, Mödling, Perch-
toldsdorf, Pfaffstätten, Sooß, Traiskirchen, Vös-
lau und die Katastralgemeinden Klosterneuburg
und Weidling.

Weinbaugebiet 3: Die Ortsgemeinden Gieß-
hübl, Hinterbrühl und die Katastralgemeinden
Höflein an der Donau, Kierling und Kritzen-
dorf.

Weinbaugebiet 4: Die Ortsgemeinden Enzers-
feld, Flandorf, Gerasdorf, Hagenbrunn, Klein-
Engersdorf, Königsbrunn, Münchendorf, Schwa-
dorf, Seyring, Vösendorf und Wienerherberg.

Vom politischen Bezirk Baden alle nicht zum
Weinbaugebiet 2 gehörenden Ortsgemeinden so-
wie vom politischen Bezirk Krems die weinbau-
treibenden Ortsgemeinden am linken Donau-
ufer.

Weinbaugebiet 5: Alle übrigen Ortsgemeinden.

c) B u n d e s l a n d B u r g e n l a n d :

Weinbaugebiet 1: 0.
Weinbaugebiet 2: Die Ortsgemeinden Eisen-

stadt, Eisenberg, Gols, Kleinhöflein, Mönchhof,
Mörbisch, Neusiedl am See, Oggau, Purbach,
Rust, St. Margarethen und Weiden am See.

Weinbaugebiet 3. Die Ortsgemeinden Breiten-
brunn, Deutschkreutz, Deutsch Schützen, Don-
nerskirchen, Horitschon, Illmitz, Jois, Matters-
burg, Müllendorf, Neckenmarkt, Neudörfl, Os-
lip, Pötteisdorf, Pötsching, Rechnitz, Sauerbrunn,
St. Georgen (Bezirk Eisenstadt) und Winden.

Weinbaugebiet 4: Die Ortsgemeinden Burg,
Edelstal, Frauenkirchen, Großhöflein, Halbturn,
Hannersdorf, Hornstein, Lutzmannsburg, Po-
dersdorf, Raiding, Schützen am Gebirge, Traus-
dorf, Walbersdorf und Zemendorf.

Weinbaugebiet 5: Alle übrigen Ortsgemeinden.

d) B u n d e s l a n d S t e i e r m a r k :

Weinbaugebiet 1: 0.

Weinbaugebiet 2: Die Ortsgemeinden Deutsch-
landsberg, Deutsch Haseldorf, Graz-Stadt,
Gruisla, Hürth, Klöch, Seiersberg, Sulz-Laufen-
egg und Tieschen sowie alle Ortsgemeinden des
politischen Bezirkes Leibnitz.

Weinbaugebiet 3: Alle Ortsgemeinden des po-
litischen Bezirkes Graz-Umgebung und Deutsch-
landsberg, soweit sie nicht beim Weinbau-
gebiet 2 genannt sind, sowie alle Ortsgemeinden
des politischen Bezirkes Voitsberg.

Weinbaugebiet 4: Alle übrigen Ortsgemein-
den.

Weinbaugebiet 5: 0.

T e r r a s s e n w e i n b a u g e b i e t e .

A. Katastralgemeinden Dürnstein, Egelsee, El-
sarn am Jauerling, Gut am Steg, Imbach, Reh-
berg, Schwallenbach, Senftenberg, Stein, Spitz an
der Donau, Unterloiben, Weißenkirchen und Wil-
lendorf sowie das Ried Kremsleithen der Kata-
stralgemeinde Krems an der Donau.

B. Katastralgemeinden Joching, Mitter- und
Oberarnsdorf und Wösendorf.
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